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Auf Grund des § 6 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über die Hoheits-
zeichen des Landes Berlin vom 22. Oktober 2007 (GVBl. S. 549) 
verordnet die Senatsverwaltung für Inneres und Sport:

Artikel 1 
Änderung der Landessiegelverordnung

In § 2 Absatz 1 der Landessiegelverordnung vom 28. Oktober 
1954 (GVBl. S. 622), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 2. Juli 2019 (GVBl. S. 472) geändert worden ist, werden nach 
den Wörtern „die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit“ ein Komma und die Wörter „der oder die Bür-
ger- und Polizeibeauftragte“ eingefügt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 19. Juni 2023

Senatsverwaltung für Inneres und Sport
Iris  S p r a n g e r

Verordnung
zur Änderung der Landessiegelverordnung 

Vom 19. Juni 2023
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Auf Grund des § 34 Absatz 2 des Landesgleichberechtigungsge-
setzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1167) verordnet die Se-
natsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, 
Vielfalt und Antidiskriminierung:

§ 1 
Zuwendungszweck und Förderrichtlinie

(1) Maßnahmen von Organisationen zur Stärkung der Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen an der Gestaltung öffentlicher 
Angelegenheiten gemäß §  34 Absatz  1 des Landesgleichberechti-
gungsgesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1167) in der je-
weils geltenden Fassung werden durch einen Partizipationsfonds 
gefördert.

(2) Es besteht kein Rechtsanspruch auf Förderung durch den Par-
tizipationsfonds. Die für Soziales zuständige Senatsverwaltung ent-
scheidet nach pflichtgemäßem Ermessen nach Maßgabe dieser Ver-
ordnung und einer durch sie zu erlassenden Förderrichtlinie sowie 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel bei Vorliegen der zu-
wendungsrechtlichen Voraussetzungen über die Gewährung einer 
Zuwendung.

§ 2 
Förderziele

Gefördert werden Maßnahmen, die die Fähigkeit und Möglichkeit 
von Menschen mit Behinderungen und ihrer Organisationen gemäß 
§ 34 Absatz 1 des Landesgleichberechtigungsgesetzes zur Teilhabe 
an der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten auf der Berliner 
Landes- oder Bezirksebene verbessern, sofern nicht bereits auf an-
derer Grundlage ein Förderanspruch besteht. Die Maßnahmen in 
den geförderten Projekten sollen insbesondere zur Erreichung min-
destens eines der folgenden Förderziele beitragen:
1.	 Auf- und Ausbau von Kompetenzen und Förderung der Selbst-

befähigung in Organisationen von Menschen mit Behinderun-
gen, insbesondere in Selbstvertretungsorganisationen,

2.	 Stärkung der Nachwuchsförderung,
3.	 Förderung von Struktur- und Starthilfe, Organisationsentwick-

lung sowie Fortbildungen für hauptamtliche und ehrenamtliche 
Strukturen sowie

4.	 Bereitstellung behinderungsspezifischer Hilfsmittel und Nach-
teilsausgleiche.

§ 3 
Zuwendungsberechtigte

(1) Zuwendungsberechtigt sind Organisationen von Menschen 
mit Behinderungen oder von Angehörigen von Menschen mit Be-
hinderungen, die
1.	 nach ihrer Satzung ideell und nicht nur vorübergehend die Be-

lange von Menschen mit Behinderungen fördern und
2.	 nach der Zusammensetzung ihrer Mitglieder oder Mitgliedsver-

bände dazu berufen sind, Interessen von Menschen mit Behinde-
rungen auf der Berliner Landes- oder Bezirksebene zu vertreten.

(2) Organisationen von Menschen mit Behinderungen, die von 
Menschen mit Behinderungen geleitet und verwaltet werden und 
deren Mitglieder überwiegend selbst Menschen mit Behinderungen 

sind (Selbstvertretungsorganisationen), werden bevorzugt gefördert 
(§ 34 Absatz 1 Satz 2 des Landesgleichberechtigungsgesetzes).

§ 4 
Art und Dauer der Zuwendungen

(1) Die Zuwendungen werden im Rahmen einer Projektförderung 
als Fehlbedarfsfinanzierung gewährt.

(2) Die Projektlaufzeit kann unter jährlichem Bewilligungsvor-
behalt und in Abhängigkeit der verfügbaren Haushaltsmittel mit 
Zustimmung der Bewilligungsstelle gemäß §  5 Absatz  3 bis zu  
36 Monate betragen.

§ 5 
Verfahren

(1) Das Verfahren der Antragstellung, Auswahlentscheidung und 
Bewilligung von Zuwendungen aus dem Partizipationsfonds be-
stimmt sich nach der Landeshaushaltsordnung und den hierzu er-
lassenen Ausführungsvorschriften, sofern sich nicht aus dieser Ver-
ordnung oder der Förderrichtlinie etwas anderes ergibt.

(2) Die Barrierefreiheit des Antragsverfahrens ist kontinuierlich 
zu überprüfen und weiterzuentwickeln. Soweit das Antragsverfah-
ren nicht barrierefrei sichergestellt werden kann, sind angemessene 
Vorkehrungen gemäß § 5 Absatz 1 des Landesgleichberechtigungs-
gesetzes bereitzustellen. Informationen und Unterstützung zur An-
tragstellung sind in barrierefreier Form durch die für Soziales zu-
ständige Senatsverwaltung oder eine von ihr beauftragte Stelle be-
reitzustellen.

(3) Bewilligungsstelle ist die für Soziales zuständige Senatsver-
waltung.

(4) Die Bewilligungsstelle kann eine oder mehrere andere Stellen, 
auch außerhalb der öffentlichen Verwaltung, insbesondere mit fol-
genden Aufgaben beauftragen:
1.	 Organisatorische Begleitung und Umsetzung des Antrags- und 

Auswahlverfahrens,
2.	 Bescheidung und Ausreichung der Zuwendungen,
3.	 Verwendungsnachweisprüfung,
4.	 Öffentlichkeitsarbeit,
5.	 Schulung von Interessierten und von Zuwendungsempfangen-

den zu Projektmanagement, Personal und Zuwendungsrecht so-
wie

6.	 Abbau von Barrieren zur Gewährleistung niedrigschwelliger 
Zugänge.

§ 6 
Förderbeirat

(1) Die für Soziales zuständige Senatsverwaltung beruft einen 
Förderbeirat ein. Er besteht aus Personen, die die Organisationen 
von Menschen mit Behinderungen gemäß § 34 Absatz 1 des Landes-
gleichberechtigungsgesetzes vertreten. Die stimmberechtigten Mit-
glieder geben zu den eingegangenen Anträgen Förderempfehlungen 
ab. Die für Soziales zuständige Senatsverwaltung entscheidet nach 
Maßgabe von § 1 Absatz 2 unter Berücksichtigung des Votums des 
Förderbeirats. Näheres zu Amtszeit und Berufung der stimmberech-
tigten und nichtstimmberechtigten Mitglieder sowie zum Verfahren 
der Förderempfehlungen regelt die Förderrichtlinie.

Verordnung
über die Förderung der Partizipation von Menschen mit Behinderungen und ihrer  

Organisationen an der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten nach § 34 des Landesgleichberechtigungsgesetzes  
(Partizipationsfondsverordnung – PartFondsV)

Vom 20. Juni 2023
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(2) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Förderbeirats erhalten eine 
Aufwandsentschädigung nach Maßgabe der Regelungen in der Ver-
ordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Entschädigung der 
Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdepu-
tierten und sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen in der Fassung 
vom 29. Mai 1979 (GVBl. S. 826), die zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1119) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung.

§ 7 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Juni 2023

Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, 
Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung

Cansel  K i z i l t e p e
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Auf Grund des § 20 Absatz 8 in Verbindung mit § 14 Absatz 5, 
§ 15 Absatz 4, § 39, § 54 Absatz 7, § 56 Absatz 9 und § 58 Absatz 10 
des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Gesetz vom 25. November 2022 (GVBl. S.  643) geändert 
worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie:

Artikel 1
Die Grundschulverordnung vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 16, 

140), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 7. Juli 2022 
(GVBl. S. 492) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:
„§ 12 �Unterrichtliche Angebote in einer nichtdeutschen 

Erstsprache“.
b)	 Die Angaben zu den §§ 16 bis 17 werden wie folgt gefasst:

„§ 16 �Förderung, Nachteilsausgleich und Notenschutz bei 
Schwierigkeiten im Lesen und Rechtschreiben

§ 16a �Förderung, Nachteilsausgleich und Notenschutz bei 
Schwierigkeiten im Rechnen

§ 17  �Förderung, Nachteilsausgleich und Notenschutz für 
Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Erstsprache“.

2.	 Dem § 3 wird folgender Absatz 8 angefügt:
„(8) Die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer oder eine von 

der Schulleiterin oder dem Schulleiter beauftragte Lehrkraft lädt 
mindestens einmal in jedem Schulhalbjahr jede Schülerin und 
jeden Schüler sowie die Erziehungsberechtigten zu einem lern-
prozessbegleitenden Gespräch ein. Gegenstand des Gesprächs 
sind insbesondere Anstrengungsbereitschaft, Leistungsfähigkeit 
sowie das Arbeits- und Sozialverhalten, wobei zunächst die 
Schülerin oder der Schüler eine Selbsteinschätzung abgeben 
soll. Die Lehrkraft spricht die zukünftigen Entwicklungsschritte 
an und vereinbart mit den Erziehungsberechtigten Ziele für das 
nächste Gespräch. Das lernprozessbegleitende Gespräch im ers-
ten Schulhalbjahr kann in den Jahrgangsstufen 3 und 4 entfallen, 
wenn das Zeugnis gemäß § 19 Absatz 3 Satz 1 durch ein schrift-
lich zu dokumentierendes Gespräch mit den Erziehungsberech-
tigten ersetzt wird; es kann ebenso im ersten Schulhalbjahr der 
Jahrgangsstufe 6 entfallen, wenn das Beratungsgespräch gemäß 
§ 24 Absatz 2 Satz 1 die Anforderungen von Satz 2 und 3 erfüllt. 
Durch das lernprozessbegleitende Gespräch kann die Verpflich-
tung zur Information der Erziehungsberechtigten gemäß §  47 
Absatz 4 Nummer 1 bis 4 des Schulgesetzes erfüllt werden.“

3.	 In § 4 Absatz 7 Satz 2 wird das Wort „Herkunftssprache“ durch 
das Wort „Erstsprache“ ersetzt.

4.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa)	Dem Wortlaut wird folgender Satz vorangestellt:
„In allen Jahrgangsstufen wird binnendifferenziert un-
terrichtet.“

bb)	In dem neuen Satz  2 werden die Wörter „Die Fächer 
Deutsch, Fremdsprache und Mathematik können“ durch 
die Wörter „Abweichend von Satz 1 können die Fächer 
Deutsch, Fremdsprache und Mathematik“ ersetzt.

b)	 In Absatz 8 Satz 1 wird das Wort „beschult“ durch die Wör-
ter „unterrichtet; fachlich begründete Ausnahmen zum Er-

reichen der Ziele gemäß den §§ 6 bis 17 der Sonderpädago-
gikverordnung sind lediglich zeitlich begrenzt zulässig.“ 
ersetzt

5.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Bei der Durchführung von Projekttagen, die in Zusammen-
arbeit mit außerschulischen Partnern durchgeführt werden, 
ist die Berücksichtigung der mathematischen, motorischen 
und sprachlichen Kompetenzentwicklung der Schülerinnen 
und Schüler altersgerecht abzusichern.“

b)	 In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „Deutsch und Mathe-
matik“ durch die Wörter „Deutsch, Mathematik und Sport“ 
ersetzt.

c)	 Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:
„Soweit Schwimmunterricht in den Jahrgangsstufen 1 bis 3 
nicht in dem erforderlichen Umfang erteilt werden kann, ist 
er in Jahrgangsstufe 4 zu erteilen.“

6.	 Dem § 11 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Beim Übergang in die Sekundarstufe I kann die Schul-

aufsichtsbehörde auf Antrag der Erziehungsberechtigten einen 
Wechsel der Fremdsprache oder der Fremdsprachenfolge geneh-
migen. Der Antrag muss spätestens in der ersten Woche des 
zweiten Schulhalbjahres gestellt werden. Die Schülerinnen und 
Schüler und deren Erziehungsberechtigte sind über die mögli-
chen Konsequenzen zu beraten.“

7.	 § 12 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift wird das Wort „Muttersprache“ durch das 

Wort „Erstsprache“ ersetzt.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 3 wird das Wort „Muttersprache“ durch das Wort 
„Erstsprache“ ersetzt.

bb)	Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Aufgenommen werden können auch Kinder anderer 
Erstsprachen mit einer Sprachkompetenz in Deutsch 
oder Türkisch auf annähernd erstsprachlichem Niveau, 
das sie befähigt, mündlich über Gegenstände und The-
men des Alltagsbereichs altersgemäß zu kommunizie-
ren.“

cc)	 In Satz 5 wird das Wort „Muttersprache“ durch das Wort 
„Erstsprache ersetzt.“

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird das Wort „herkunftssprachlichen“ durch 

das Wort „erstsprachlichen“ sowie das Wort „schulorga-
nisatorischen“ durch das Wort „organisatorischen“ er-
setzt.

bb)	In Satz 2 wird das Wort „muttersprachlichen“ durch das 
Wort „erstsprachlichen“ ersetzt.

8.	 § 14 wird wie folgt geändert:
a)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

„(3) Schülerinnen und Schüler, die in Vergleichsarbeiten 
in Deutsch oder Mathematik die Mindeststandards nicht er-
füllen, erhalten in dem jeweiligen Fach eine zusätzliche För-
derung. Diese Förderung kann im Rahmen der verfügbaren 
Mittel auch durch außerschulische Kooperationspartner er-
folgen.“

Siebente Verordnung
zur Änderung der Grundschulverordnung

Vom 21. Juni 2023
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2.	 mündliche Leistungsnachweise, insbesondere in Form 
von Beiträgen zum Unterrichtsgeschehen, in Gruppen-
arbeiten, Projektaufträgen, mündlichen Prüfungen und 
mündlichen Teilen von Präsentationen, sowie

3.	 sonstige Leistungsnachweise, insbesondere den Unter-
richt vor- und nachbereitende Lernaufgaben (Hausauf-
gaben), schriftliche Projekt- und Gruppenarbeiten sowie 
Heft- und Hefterführung.“

b)	 In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „Muttersprache Tür-
kisch mindestens jeweils drei“ durch die Wörter „Erstspra-
che Türkisch mindestens jeweils vier“ ersetzt.

14.	§ 21 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „ab Jahrgangsstufe 3“ 

gestrichen.
b)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Wird das Fach Kunst oder Musik gemäß § 10 Ab-
satz 5 Satz 1 epochal nur im ersten Schulhalbjahr unterrich-
tet, wird auf dem Zeugnis des zweiten Schulhalbjahres die 
Note des ersten Schulhalbjahres in diesem Fach ausgewie-
sen und unter Bemerkungen erläutert.“

c)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und in Satz 2 werden 
nach dem Wort „getroffen“ ein Semikolon und die Wörter 
„über Aussagen zu weiteren Merkmalen entscheidet die Ge-
samtkonferenz“ eingefügt.

d)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
15.	§ 24 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 2 Satz 8 werden die Wörter „Integrierten Sekun-
darschule“ durch die Wörter „Integrierten Sekundarschule 
oder Gemeinschaftsschule“ ersetzt.

b)	 Folgender Absatz 8 wird angefügt:
„(8) Bei Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Erst-

sprache, die zuletzt im zweiten Schulhalbjahr der Jahrgangs-
stufe 5 gemäß § 17 Absatz 4 ganz oder überwiegend verbal 
beurteilt wurden, wird im Rahmen des Übergangs in die Se-
kundarstufe I die Durchschnittsnote abweichend von Ab-
satz 2 Satz 6 nur aus den Zeugnisnoten des ersten Schulhalb-
jahres der Jahrgangsstufe 6 gebildet. Eine Durchschnittsnote 
wird nur gebildet, wenn im ersten Schulhalbjahr der Jahr-
gangsstufe 6 in höchstens drei Fächern keine Note erteilt 
wurde; die Fächer Mathematik und Naturwissenschaften 
müssen benotet worden sein.“

16.	Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In der letzten Zeile der Tabelle wird das Wort „Mutterspra-

che“ durch das Wort „Erstsprache“ ersetzt.
b)	 In den Anmerkungen 5) Satz 1 und 2 sowie 6) wird jeweils 

das Wort „Muttersprache“ durch das Wort „Erstsprache“ er-
setzt.

17.	 Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In der letzten Zeile der Tabelle wird das Wort „Mutterspra-

che“ durch das Wort „Erstsprache“ ersetzt.
b)	 In den Anmerkungen 5) Satz 1 und 2 sowie 6) wird jeweils 

das Wort „Muttersprache“ durch das Wort „Erstsprache“ er-
setzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. August 2023 in Kraft.

Berlin, den 21. Juni 2023

Senatsverwaltung für Bildung,  
Jugend und Familie

Katharina  G ü n t h e r - W ü n s c h

b)	 Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden die Absätze 4 bis 7.
9.	 § 14a Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Bei Nachteilsausgleich und Notenschutz auf Grund eines 
sonderpädagogischen Förderbedarfs oder einer vergleichbaren 
lang andauernden erheblichen Beeinträchtigung gelten die §§ 38 
und 39 der Sonderpädagogikverordnung.“

10.	Die Überschrift des § 16 wird wie folgt gefasst:
„§ 16  

Förderung, Nachteilsausgleich und Notenschutz bei  
Schwierigkeiten im Lesen und Rechtschreiben“

11.	§ 16a wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 16a  
Förderung, Nachteilsausgleich und  

Notenschutz bei Schwierigkeiten im Rechnen“
b)	 In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Herkunftssprache“ durch 

das Wort „Erstsprache“ und das Wort „ist“ durch das Wort 
„sind“ ersetzt.

c)	 Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt:
„(6) Schülerinnen und Schüler mit Rechenschwierigkei-

ten im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 können neben zusätzli-
cher individueller Förderung nach den Absätzen 4 und 5 ei-
nen Nachteilsausgleich erhalten. Die Klassenkonferenz legt 
für das Fach Mathematik die Einzelheiten der Unterstützung 
unter Berücksichtigung der individuellen Lernvoraussetzun-
gen der Schülerin oder des Schülers fest und passt die Maß-
nahmen bei Bedarf der Lernentwicklung im Verlauf der 
Jahrgangsstufe an. Die Klassenkonferenz berät mindestens 
einmal im Schuljahr über die Maßnahmen des Nachteilsaus-
gleichs.“

d)	 Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden die Absätze 7 und 8.
12.	§ 17 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§ 17  

Förderung, Nachteilsausgleich und Notenschutz  
für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Erstsprache“

b)	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Herkunftssprache“ durch 
das Wort „Erstsprache“ ersetzt.

c)	 In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Herkunftssprache“ durch 
das Wort „Erstsprache“ ersetzt.

d)	 In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Herkunftssprache“ durch 
das Wort „Erstsprache“ ersetzt und nach den Wörtern „kön-
nen, werden“ das Wort „grundsätzlich“ eingefügt.

e)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „berücksichtigen“ ein 

Semikolon und die Wörter „dieser Zeitraum verlängert 
sich bei Schülerinnen und Schülern, die zuvor keine be-
sondere Lerngruppe gemäß Absatz 3 Satz 1 besucht ha-
ben, um ein drittes Jahr“ eingefügt.

bb)	Satz 4 wird aufgehoben.
f)	 In Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 wird jeweils das Wort „Her-

kunftssprache“ durch das Wort „Erstsprache“ ersetzt.
13.	§ 20 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Zur Feststellung der erreichten Lern-, Leistungs- und Kom-
petenzentwicklung werden berücksichtigt:
1.	 schriftliche Leistungsnachweise, insbesondere in Form 

von Klassenarbeiten, Portfolio, schriftlichen Teilen von 
Präsentationen sowie als schriftliche Kurzkontrollen, 
zum Beispiel Vokabeltests, Rechtschreib- und Gramma-
tikkontrollen,
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